
REPUBLIK ÖSTERREICH 
Der Bundesminisler für Verkehr 

und verslaatlichle Unternehmungen 

Pr.Zl.5.906/22~I/2-1969 Wien, am 12. Jänner 1970 

AN:B'RAGEBEANTVlORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage des Abgeordneten zum 
Nationalrat Dr.Androsch und Genossen: Postamt in Wien XXI, 
BrUnnerstraße 96. (NI'. 1443/J --HH/1969 vom 19.November 1969) 

Zu obig8r Anfrage erlaube ich mir, folgendes mitzuteilen: 

Zu Frage 1): Die Österreichische Post- und Telegraphen­
verwaltung bemUht sich seit längerer Zeit, fUr das Postamt 
1213 Wien geeignete neue Räume ausfindig zu machen. Die 
Verhandlungen Uber die Unterbringung des Postamtes in 
einem Gemeindeneubau in Wien XXI, Edergasse 1 - 3 , die 
schon weit gediehen waren, scheiterten schließlich daran, 
daß die Zentralsparkasse der Gemeinde Wien ihr Angebot, 
dem hoc Ressort die fUr sie bestimmten Räume fUr das Post­
amt zu Uberlassen, wieder zurUckgezogen hat.· 

Zu Frage 2): Da im Einzugsgebiet des Postamtes 1213 Wien 
nach Mitteilung der zuständigen Stellen der Gemeinde Wien 
keine städtischen Bauvorhaben in Vorbereitung stehen, wel­
che die ~1öglichkei t bieten wUrden, dort entsprechende Räume 
anzumieten, hat sich die Post- und Telegraphendirektion 
Wien an eine gemeinnUtzige Bau- und Siedlungsgenossenschaft 

gewa.ndt, die in zentraler Lage den Neubau eines Wohn- und 
Geschäftshauses plan~. Eine endgUltige Entscheidung bezUg­
lieh der Anmietung von Räumen in diesem projektierten Ge­
bäude kann jedoch erst dann gefällt werden, wenn die ~nt­
sprechenden Vorarbeiten seitens der Genossenschaft abge­

schl')ssen sind. Die Post- und Telegraphendirektion Wien 
wird die Angelegenheit jedenfalls weiter verfolgen. 

Der Bundesminister: 
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